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Ausschöpfung aller Möglichkeiten für den Staatshaushalt 1992 
Verschiedene Änderungen bringen Minderausgaben und Mehreinnahmen für den Staat - Kommen nach den Gebührenerhöhungen die Steuererhöhungen? 

(G.M.) - Die  Stunde der Wahrheit für 
die Staatsflnanzen naht offensichtlich 
noch langsam, aber dennoch unaufhalt
sam. Nachdem bereits zur Zeit der 
Hochkonjunktur, die in massgeblichen 
Köpfen der Hoffnungsschimmer für eine 
ewig anhaltende Aufwärtsentwicklung 
zu sein schien, mit dem Abbau der Re
serven begonnen wurde, droht für die 
kommenden Jahre eine Schuldenwirt
schaft, sofern nicht die Zügel gestrafft 
werden. Bereits ist auch in Kreisen der 
VU-Mehrheit, die jede  Warnung vor 
einer Scherenbewegung zwischen Aus
gaben* und Einnahmenentwicklung in 
den letzten Jahren als pure Schwarzma
lerei ins Lächerliche zog, von einer «an
gespannten Finanzlage» die Rede. Für 
das Finanzjahr 1992 versucht die Regie
rung nun mit einer Reihe von Minder
ausgaben und Mehrheinnahmen, mit 
dem Einsatz von weiteren Reservemit
teln und mit der Drosselung der Investi
tionsausgaben die drohende Entwick
lung ins finanzpolitische Abseits zu ver
hindern. 

Die leicht fliessenden, in de r  Regel  
weit übe r  den vorsichtigen Budgetschät
zungen liegenden Einnahmen im ver
gangenen Jahrzehnt führten zu  einer  
Ausgabenentwicklung, die nun zurück
buchstabiert werden muss. D e r  für  d ie  
Finanzpolitik zuständige Regierungschef 
versucht mit  e iner  Mischung aus ver
schiedenen Massnahmen, darunter  auch 
die Erhöhung von Gebühren,  den  Scha
den möglichst in Grenzen zu halten.  

Vorerst mögen die kleinen Schritte d e r  
Ausgabenbegrenzung und  de r  weiteren 
Ausreizung kleinerer Einnahmequellen,  
die das alltägliche Leben nu r  a m  R a n d e  
beeinflussen, für  eine Sanierung über  
ode r  zumindest bis zum nächsten Wahl
termin genügen, doch längerfristig kann  
damit  de r  Staatshaushalt nicht im Lot  
gehalten werden. Die Ausgabefreudig
keit, die auch mit d e r  Einhaltung diver
ser  Versprechungen aus dem Vorfeld 
von Wahlkämpfen verbunden ist, hinter-
lässt länger anhaltende Spuren in de r  fi
nanzpolitischen Landschaft.  

Erreichen der Zielsetzungen 
Mit d e m  vorgelegten Budget 1992 ver

mag die Regierung wiederum die finanz
politischen Zielsetzungen, die vo r  zwei 
Jahren formuliert und  nach e inem Jahr  
Gültigkeit bereits wieder durchbrochen 
wurden, zu  erfüllen, sofern der  Einnah-
menzufluss im erhofften Ausmass ein
trifft. Un te r  dem Eindruck wesentlich 
stärker steigenden Ausgaben im Ver
gleich zu den etwas spärlicher zufliessen-
den Einnahmen nahm die Regierung die  
Änderung  von gesetzlichen Erlassen 
vor, welche die Erhöhung von Einnah
men und die Verringerung von Ausga
benverpflichtungen bewirken sollen. 
Gemäss Bericht zum Voranschlag 1992 
resultieren aus de r  Anhebung d e r  G e 
richts- und Öffentlichkeitsregisterge
bühren 2 Mio. Fr. und aus de r  Ände rung  
des Subventionsgesetzes auf  Kosten d e r  
Gemeinden 2,1 Mio. Fr. Die  «marktge
rechte Verzinsung» des gesamten Do ta 

tionskapitals de r  Liechtensteinischen 
Kraftwerke (LKW) erbringt Zusatzein
nahmen von 550 000 Fr. Aus d e n  Ände
rungen des Gesetzes übe r  d ie  Familien
zulagen ergeben sich Verbesserungen 
von 200 000 Fr. u n d  aus d e r  Redukt ion  
des Staatsbeitrages an  die Arbeitslosen
versicherung verbleiben 350 000 Fr. Das  
Ausmass d e r  Budgetverbesserungen auf
grund de r  zur  Genehmigung vorgeschla
genen Gesetzesänderungen, fasste d ie  
Regierung in ihrem Bericht an den 
Landtag zusammen, beläuft sich au f  5,2 
Mio. Fr. 

Höhere Verzinsung durch die LKW 
U m  härtere Massnahmen vorerst  zu 

vermeiden, die auch Einzelpersonen be
treffen könnten, haben die Liechtenstei
nischen Kraftwerke (LKW) künftig das  
gesamte, vom Staat zu r  Verfügung ge
stellte Kapital zu verzinsen. Bisher 
waren die L K W  über  das Finanzgesetz 
lediglich angehalten, einen Zins  (1991 in 
Höhe  von 5,25 Prozent) a u f  das  vom 
Land gewidmete Bareinlagekapital in 
Ausmass von 2 Mio. Fr. abzuliefern. Auf 
den in Sachwerten eingebrachten Teil 
des Anstaltskapitals in H ö h e  von 10 
Mio. Fr. wurde bislang kein  Zinsan
spruch geltend gemacht. «Im Zuge  de r  
Massnahmen zur Verbesserung des  Vor
anschlags 1992», heisst es im Regie
rungsbericht an den  Landtag, «hat  die  
Regierung zu r  Erreichung d e r  auch vom 
Landtag anerkannten finanzpolitischen 
Zielsetzungen beschlossen, die Ver
pflichtung zu r  Verzinsung de r  vom Land 

gewidmeten Mittel au f  das gesamte An
staltskapital auszudehnen.» Die Beden
ken de r  L K W  gegen diesen Schritt er
achtet die Regierung als nicht stichhaltig 
und verweist auf  die Gleichstellung mit 
der  Liechtensteinischen Landesbank: 
«Das Grundkapital  wurde den beiden 
Anstalten vom Staat bereitgestellt; ob  in 
Bareinlagen, in Sachwerten oder  durch 
Umwandlung von Reserven ist aus wirt
schaftlicher Sicht unerheblich. Die L K W  
verfügen über erhebliche Reserven und 
auch die ausgewiesenen Rückstellungen 
haben grösstenteils Eigenkapitalcharak
ter, da sie bereits künftigen Aufwand ab
decken.» 

In einem ersten Schritt erhöhte die 
Regierung zur  Einnahmensteigerung die  
Gebühren  beim Gericht und  beim Öf
fentlichkeitsregister. Weitere Schritte, s o  
k a n n  aus d e m  Regierungsbericht zum Fi
nanzgesetz herausgelesen werden, in 
Form von Steuererhöhungen dürften nur  
noch eine Frage d e r  Zeit darstellen. Die  
Regierung weist da rauf  hin, dass die Ba
sisansätze für die Vermögens- und Er 
werbssteuer seit 1985 unverändert  ge
blieben sind. Z u d e m  gibt sie zu verste
hen,  dass «für den  Grossteil de r  Steuer
pflichtigen die Steuerleistung nach d e m  
geltenden Recht kaum als Belastung ins 
Gewicht» falle. Nach d e n  vorliegenden 
Schätzungen erwachsen d e m  Staat aus  
der  Vermögens- und Erwerbssteuer Ein
nahmen von 24 Mio. Fr. - was  einem An
teil von 6 Prozent de r  laufenden Ge 
samteinnahmen p r o  1992 entsprechen 
wird. 

Trotz vieler Personalbegehren nur fünf neue Stellen geplant 
Die Regierung unterbreitete dem Landtag den Stellenplan f ü r  1992 - Einschränkungen zur Vermeidung einer Ausweitung des Personalaufwands 

(mö) - Die  notwendig gewordenen 
Massnahmen zur Verbesserung der Aus
gabenbasis für den Landesvoranschlag 
1992 machen auch vor den Personalan
stellungen nicht halt. Zur Vermeidung 
einer noch deutlicheren Ausweitung des 
Personalaufwands (budgetiert sind ge
samthaft rund 81,6 Mio Ranken) hat die 
Regierung beschlossen, die Neuanstel
lungen auf das absolut erforderliche 
Mass einzuschränken. Der Stellenplan 
1992, der dem Landtag unterbreitet 
wurde, sieht daher lediglich eine Aus
weitung um fünf neue Stellen bei der 
Landesverwaltung vor, obwohl von den 
Ämtern und Dienststellen ein mehrfa
cher Bedarf an zusätzlichem Personal 
(rund 30 Stellen) geltend gemacht 
wurde. 

A m  Stichtag 30. September  1991 
waren bei de r  Regierung, d e r  Landes
verwaltung sowie den  Gerichten u n d  
d e m  Landtagssekretariat  gesamthaft 
438,5 ständige Stellen vorhanden,  die  
von 445 Mitarbeiterinnen und Mitarbei
tern besetzt wurden. Von diesen Be
schäftigten entfallen 377 au f  die Landes
verwaltung, 40 a u f  die Gerichte (inkl. 
Öffentlichkeitsregister- und  Grundbuch
amt),  24 auf  die  Stabsstellen d e r  Regie
rung und 4 auf  das Sekretariat des Land
tags. Die  fünf neuen  Stellen, die d e r  
Landtag au f  Ersuchen de r  Regierung in 
d e r  Dezember-Sitzung genehmigen soll, 
betreffen die Stabsstelle Finanzen, den  
Auswärtigen Dienst, das Landesvete-
rinäramt, das A m t  für Personal und  O r 

ganisation sowie den  Bereich Hausdien
ste. 

Aufgrund de r  ständig wachsenden 
Aufgaben und zur  Verstärkung des  Kon
trollwesens soll bei de r  Stabsstelle Fi
nanzen eine neue ständige Stelle (Buch
halter/in) geschaffen werden. D e r  n e u e  
Mitarbeiter bzw. die neue  Mitarbeiterin 
wird vorwiegend im Bereich d e r  Revi
sion de r  Ämterbuchhaltungen u n d  d e r  
internen Kontrolle eingesetzt. Beim 
A m t  für Auswärtige Angelegenheiten 
soll eine Vollzeitstelle neu  besetzt  wer
den, nachdem die bisherige Stelleninha
berin an die Ständige Vertretung be i  d e r  
E F T A  in G e n f  überwechselte. Ausser
d e m  beantragt die Regierung die Schaf
fung einer zusätzlichen Teilzeitstelle im 
Bereich d e r  Verwaltungs- u n d  Sekreta
riatsarbeiten. 

Beim Landesveterinäramt soll e ine  

bestehende Halbtagesstelle in eine 
ganze Stelle umgewandelt  werden, um 
inskünftig vor  allem in Sachen Tier
schutz eine bessere Beratung zu  gewähr
leisten und d e n  Amtsvorstand von sei
nen  vielfältigen Aufgaben etwas zu ent
lasten. Im Zuge  des weiteren Ausbaues 
de r  E D V  in der  Landesverwaltung 
drängt  sich gemäss Bericht d e r  Regie
rung die Schaffung einer neuen  Stelle in 
d e r  EDV-Abteilung des A m t e s  für  Per
sonal und Organisation auf, wobei  insbe
sondere die Mitarbeit bei Datenbank
projekten u n d  in der  Systemadministra
tion im Vordergrund s tehen soll. 
Schliesslich beantragt die Regierung 
noch die Einrichtung einer  neuen  Stelle 
im Bereich Hausdienste/Hauswarte, 
damit  in Zukunft  eine sinnvolle Koordi
nation der  Stellvertretungen sowie eine 
Entlastung einzelner Hauswarte  erreicht 
werden könne. 

In ihren grundsätzlichen Ausführun
gen zum neuen Stellenplan weist die R e 
gierung heuer  a u f  ein Seminar  mit d e m  
Themenschwerpunkt «Betriebswirt
schaftliches Denken in d e r  Verwaltung» 
hin, das  im Rahmen  d e r  allgemeinen 
Aus- und  Weiterbildung in d e r  Landes
verwaltung in das Jahresprogramm 1992 
aufgenommen wurde. D e r  dreitägige 
Kurs wird voraussichtlich im nächsten 
Frühjahr zweimal abgehalten und  richtet 
sich a n  Amtsvorstände, Stabs- u n d  
Dienststellenleiter. Das  Seminar  soll das  
Wechselspiel zwischen d e r  Landesver
waltung u n d  betriebswirtschaftlichem 
Denken  behandeln und den  Teilneh
mern  aufzeigen, welche betriebswirt
schaftlichen Informationen und Hilfs
mittel notwendig sind bzw. wie diese ef
fizient eingesetzt werden können,  um 
die vorgegebenen Zielsetzungen (z.B. 
eines Amtes)  zu  erreichen. 

Sicherheitsrat wählt Ghali zum UNO-Generalsekretär 
Ägypter erhielt elf Ja-Stimmen bei vier Enthaltungen - Bestätigung gilt als Formsache 

. . .  d e r  g e d i e g e n e  R a h m e n  f ü r  Ihre 
Weihnachts fe i ern  und F a m i l i e n f e s t e .  
Gerne verwöhnen wir Sie, Ihre Familie, 
Ihre Freunde o d e r  Mitarbeiter in de r  
ADVENTZEIT in unserer  heimeligen 
WEINSTUBE mit e igenes  für  Sie kom
ponierten Fes tmenüs .  

* * * * * * *  

WEIHNACHTSZEIT- GESCHENKSZEIT 
WEINGESCHENKE 

New York (AP)  Der UNO-Sicher
heitsrat hat den stellvertretenden ägypti
schen Ministerpräsidenten Butros Ghali 
zum künftigen UNO-Generalsekretär ge
wählt. Mit der am Donnerstag in New 
York getroffenen Entscheidung wird erst
mals ein Politiker des afrikanischen Kon
tinents den Vereinten Nationen vor
stehen. 

Nach Angaben des französischen Bot
schafters bei de r  U N O ,  Jean-Bertrand 
Merimee, sprach das 15köpfige Gremium 
der  UNO-Vollversammlung einstimmig 
die Empfehlung aus, Ghali zu bestätigen. 
Seine Wahl in der  166 Staaten umfassen
den Versammlung gilt als Formsache.  

A u f  Gahli entfielen im Sicherheitsrat 
elf Ja-Stimmen bei vier Enthaltungen.  
Als einziger de r  13 Kandidaten, ü b e r  die 
im Sicherheitsrat abgestimmt wurde,  er
hielt e r  keine Gegenstimme. Die Haupt 
konkurrenten des 69jährigen u m  das A m t  
des UNO-Generalsekretärs,  der  Finanz
minister Simbabwes, Bernard Chidzero,  
und de r  ehemalige nigerianische Staats
präsident Olugesun Obasanio konnten im 
Sicherheitsrat nu r  je  sieben Stimmen auf 
sich vereinigen. 

Der Aegypter Butros Ghali wurde vom 
UNO-Sicherheitsrat z u m  neuen UNO-Ge
neralsekretär bestimmt. 

U m  der  UNO-Vollversammlung als 
Kandidat für das A m t  des Generalsekre
tärs vorgeschlagen zu werden,  sind min
destens neun Ja-Stimmen Voraussetzung. 
Ausserdem darf  keines de r  fünf ständigen 
Mitglieder des Sicherheitsrates, zu denen 
die USA,  die UdSSR, China, Frankreich 
und Grossbritannien zählen, sein Ve to  
einlegen. In de r  UNO-Vollversammlung 
muss Ghali zwei Drittel der  Stimmen er
halten, damit seine Wahl rechtskräftig 
wird. 

D e r  ägyptische Politiker - ein von etli
chen Staaten de r  dritten Wel t  bevorzug
ter  Kandidat - ist ein Experte  für interna
tionales Recht. In den Gesprächen über  
den Friedensvertrag von Camp David 
zwischen Israel und Ägypten spielte e r  
eine Schlüsselrolle. A u s  Kreisen politi
scher Beobachter hiess es,  dass Ghali, der  
dem Peruaner  Javier Perez d e  Cuellar, 
d e r  nicht mehr  kandidierte, im kommen
den  J a h r  im A m t  folgen wird, als Gene
ralsekretär sein Hauptaugenmerk auf den  
arabisch-israelischen Konflikt und die 
Probleme der  Entwicklungsländer richten 
wird. 

KOMMENTAR 
Die Zeche ist bezahlt, die Staatskasse 

deshalb um 1,5 Millionen Franken leich
ter geworden, die Gesetzesänderung wie
der rückgängig gemacht - also Strich dar
unter ? Nach diesem Muster scheint die 
Mehrheitspartei am liebsten vorgehen z u  
wollen, wobei die Rede nochmals von der 
ungerechtfertigten Auszahlung von Er
gänzungsleistungen an Heimbewohner 
ist. Zurück bleibt vorerst, weil sich einer
seits niemand mehr besonders engagieren 
möchte in dieser Sache und anderseits die 
Urheber dieses für  unsere Verhältnisse 
bezeichnenden Falls mit der Vergesslich-
keit der Leute rechnen, die Frage, wes-
halb die Gemeinden nicht reagiert haben, 
obwohl sie einen erheblichen Anteil die-

Ein Pappenstiel für die 
Gemeinden? 

ser ungerechtfertigten Mehraufwendun
gen ungefragt zu berappen haben. Sind 
f ü r  unsere Gemeinden 600 000 Fr. ein 
Pappenstiel, den man einfach wegsteckt? 

Die Weigerung von Regierungsrat Dr. 
Peter Wolff a u f  die Argumente der A H V -
Verwaltung einzugehen, bescherte bei der 
Änderung des Gesetzes über die Ergän
zungsleistungen einer Reihe von Bezü
gern erhebliche Mehrleistungen, die aber 
weder vom Gesetzeszweck noch vom Be
darf her gerechtfertigt waren. Nachdem 
die Regierung aufgrund dieser Änderung 
zusätzliche Aufwendungen von 1,5 Mil
lionen Franken berappt hatte, rang'sie 
sich aufgrund der angespannten Finanz
lage zu einer Rückführung in die ur
sprünglichen Verhältnisse durch und for
mulierte in ihrem Antrag an den Land
tag: «Das einzige Ziel dieser Änderung ist 
die Vermeidung ungerechtfertigter Be
züge; die betroffenen Ergänzungslei-
stungsbezüger sollen jene Leistungen er
halten, die dem Sinn und Zweck des Ge
setzes über Ergänzungsleistungen ent
sprechen.» 

Der Landtag stimmte erneut zu, womit 
die Sache f ü r  die VU-Mehrheit offen
sichtlich so schnell wie möglich unter den 
Tisch gekehrt werden sollte. A u f  die leise 
Anfrage nach Konsequenzen oder ob  der 
gescholtene Regierungsrat nicht langsam 
nach seinem Hut greifen sollte, konterte 
die VU-Zeitung mit der grossen Schlag
zeile: «Eine selten lächerliche Rücktritts
forderung.» 

Auch fü r  die Gemeinden scheint die 
Sache ausgestanden z u  sein, denn von 
dieser Seite kam keinerlei Reaktion, ob
wohl die Gemeinden gezwungen sind, 
von den 1,5 Millionen Franken unge
rechtfertigt ausbezahlten Ergänzungslei
stungen einen Anteil von 600000 Fran
ken zu  übernehmen. Der FBP-Abgeord-
nete Heinz Ritter, ein Fachmann a u f  dem 
Gebiete der Ergänzungsleistungen, der 
jedoch im Landtag a u f  kein Gehör beim 
zuständigen Regierungsrat stiess, führte 
bei der Behandlung der Nachtragskredite 
unmissverständlich aus, dass die Gemein
den f ü r  etwas zur  Kasse gebeten würden, 
wofür sie nicht verantwortlich seien. 

Die Gemeinden müssen sich in einer 
beneidenswert komfortablen Finanzsi
tuation befinden, dass sie ohne Wimper
zucken einfach über eine derartige Ange
legenheit hinweggehen können. Zumin
dest eine Erklärung in der Öffentlichkeit 
wäre ein Anzeichen gewesen, dass mehr 
als eine halbe Million Mehraufwendun
gen auch f ü r  unsere Gemeinden nicht ein
fach hingenommen werden. Oder wissen 
die Gemeinden, wo sich diese Finanzmit
tel wieder hereinholen lassen - ohne dass 
es andere merken? (G.M.) 
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